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Dr. Manfred Weiß 

Betriebsanalysen von Schulen 

Betriebsanalysen zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Mittelein
satzes sollten in einem Großbetrieb wie dem staatlichen Schulwesen mit 
über 39.000 "Betriebsstätten", mehr als einer halben Million Beschäftigten 
und einem Bugdet von fast 55 Milliarden DM eigentlich eine Selbstver
ständlichkeit sein. Dies umso mehr, als der Bildungsbereich zu jenen Sekto
ren zählt, in denen das Phänomen der "Kostenkrankheit" (Baumol), wie der 
kontinuierliche Anstieg der Ausgaben je Schüler belegt!, besonders augen
fällig in Erscheinung tritt Die Reaktionen insbesondere der Erziehungspra
xis und ihrer Repräsentanten auf das "Kienbaum-Gutachten" legen jedoch 
den Schluß nahe, daß die Anwendung ökonomischer Kategorien und Analy
seiitstrumente auf Bildungsvorgänge für viele immer noch eine Art Sakrileg 
darstellt. Übersehen wird dabei, daß es im Rahmen der gesetzlich vorge
schriebenen Kontrolle desFinanzgebarens der Länder durch die Rechnungs
höfe auch eine Verpflichtung zur Wirtschaftlichkeitsprüfung im Bildungsbe
reich gibt, in dem immerhin fast ein Drittel der Gesamtausgaben der Länder 
entstehen. Mehrere Landesrechnungshöfe sind in jüngster Zeit mit umfang
reichen Stellungnahmen dieser Verpflichtung nachgekommen (vgI. zusam
menfassend Weiß 1992). 

Die sich darin manifestierende gestiegene Sensibilität für Fragen der in
neren Ökonomie des Schulwesens steht im Zusammenhang mit der Perspek
tive einer sich drastisch verschärfenden finanziellen Engpaßsituation im Bil
dungsbereich als Folge des Zusammentreffens steigender Schülerzahlen (in 
den alten Bundesländern) und ungünstiger finanzwirtschaftlicher Rahmenbe
dingungen. Zwei Hinweise auf prospektive Entwicklungen sollen verdeutli-

1 In Bayern z.B. sind zwischen 1970 und 1990 die Personalausgaben je Schüler um 
mehr als das Fünffache gestiegen, von 836,50 DM auf 4.291,00 DM. 
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ehen, welche Belastungen mittel- und langfristig auf die Länderhaushalte zu
kommen werden: 

(1) Aufgrund der expansiven Personalpolitik der 60er und 70er Jahre 
wird ein starker Ausgabenanstieg für die Alterssicherung der (beamteten) öf
fentlichen Bediensteten entstehen. Treffen die für die alten Bundesländer er
stellten Projektionen ein, dann wären von den Gebietskörperschaften im Jah
re 2030 insgesamt für Personalausgaben anstelle von derzeit 45 Prozent 
Zweidrittel der Steuereinnahmen aufzuwenden (vgl. Färber 1992). Diese für 
die Haushaltsflexibilität und damit den politischen Handlungsspielraum 
höchst problematische Perspektive kann insbesondere für die Personalpolitik 
im Bildungsbereich nicht folgenlos bleiben, der 1990 immerhin über 46 Pro
zent der Personal ausgaben der Länder "verbrauchte". Die Rechnungshöfe 
mahnen denn auch mit Nachdruck eine Begrenzung des Personalausgaben
wachstums an. 

(2) Die Folgen der vereinigungsbedingten Haushaltsbelastungen werden 
auch im Bildungsbereich spürbar werden. Zwar ist im Augenblick davon in 

' 
erster Linie der Bundeshaushalt betroffen. Dies wird sich jedoch mit dem 
Auslaufen des "Fonds Deutsche Einheit" Ende 1994 und der dann notwendi
gen Berücksichtigung der neuen Bundesländer im Finanzausgleich ändern. 
Würden die neuen Bundesländer nach den bisher geltenden Modalitäten voll 
in den Länder-Finanzausgleich einbezogen, dann hätte dies gravierende Ver
änderungen zur Folge, wie Berechnungen mit Daten für 1991 zeigen (vgl. 
IWD 1992, S. 4): 

das Ausgleichsvolumen stiege auf das Siebenfache des bisherigen Betra
ges - von 4,4 auf 31,6 Mrd. DM; 

über 99 Prozent der Gelder flössen in die neuen Bundesländer und nach 
Berlin. Von den alten Bundesländern erhielten nur noch Bremen und'das 
Saarland einen bescheidenen Betrag, der Netto-Verlust wäre jedoch mit 
über 560 bzw. 330 Millionen DM beträchtlich. Nordrhein-Westfalen und 
Bayern, die im rein westdeutschen Finanzausgleich 1991 weder Geber 
noch Empfänger waren, hätten dann den größten Beitrag mit knapp 9 
bzw. 5,8 MilliardenQM zu leisten. 

Angesichts dieser Perspektiven erscheint es verständlich, wenn Fragen 
der Ressourcensicherung im Schulwesen in der aktuellen bildungspoliti
schen Diskussion eine prioritäre Stellung einnehmen. Der lange Zeit auf 
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Wachstum und Ressourcenvennehrung fixierten Bildungspolitik faUt es 
sichtlich schwer, sich mit dem Gedanken vertraut zu machen, mit real sta
gnierenden oder sogar rückläufigen Budgets auszukommen. Im Gegensatz 
zu den Lehrerverbänden, die an ihren maximalen Forderungskatalogen unbe
irrt festhalten, ist bei den Bildungspolitikern in letzter Zeit jedoch ein Um
denkprozeß unübersehbar. Immerhin findet sich in der KMK-ErkZärung 
"Wachsende Schülerzahlen bei knappen Ressourcen" vom 25./26.6.1992 der 
Hinweis, daß die finanzielle Engpaßsituation eine Überprüfung der Parame
ter des Lehrerbedarfs erzwinge und daß die vorhandenen Ressourcen flexib
ler und effektiver zu nutzen seien. 

Die Überprüfung der Bedarfsparameter ist nicht nur Rhetorik geblieben; 
in einer ganzen Reihe von Bundesländern hat sie konkrete Maßnahmen aus
gelöst: Kürzungen der Stundentafel, eine stärkere Konzentration der vorhan
denen Personalressourcen auf den Unterricht (durch Einschränkung von An
rechnungsstunden für die Wahrnehmung außerunterrichtlicher Tätigkeiten) 
und die Anhebung der Klassen- und Kursgrößen. Diese Maßnahmen sind 
von den üblichen Kassandrarufen der Lehrerverbände und EIternorganisati0-
nen begleitet worden, die den qualitativen Niedergang des deutschen Schul
wesens damit eingeleitet sehen. Zu Recht wird in der zitierten KMK-Erklä
rung die oftmals völlig überzogene und unangemessene Bewertung modera
ter quantitativer Einschnitte kritisiert und darauf hingewiesen, daß solche 
Einschnitte nicht gleichbedeutend seien mit einer qualitativen Verschlechte
rung. Dies ist durch die einschlägige Bildungsforschung längst hinreichend 
belegt. Aus den Ergebnissen der zahlreichen empirischen {,Jntersuchungen 
zur Ressourcenwirksamkeit. (zusammenfassend Weiß 1993) läßt sich der 
Schluß ziehen, daß innerhalb einer beträchtlichen Bandbreite Änderungen in 
den materiellen Rahmenbedingungen der Schulen ihre Leistungswirksamkeit 
nur unmaßgeblich beeinflussen. In den Erklärungsansätzen der Schulquali
tätsforschung (vgI. Bönsch 1992; Steffens 1992) stehen denn auch mit bin-

. nenschulischen Organisations- und Prozeßmerkmalen andere Bedingungs
faktoren im Mittelpunkt des Interesses. Der im Rahmen dieses Forschungs
programms erarbeitete umfangreiche Wissensfundus enthält eine Fülle von 
Anregungen für kostenneutrale Verbesserungen der Schul- und Unterrichts
qualität. Der Zusammenhang zwischen Ressourceneinsatz und Qualität ist in 
d�n dominant auf die Input-Seite fixierten Betriebsanalysen bisher kaum un
tersucht worden. Im "Kienbaum-Gutachten" bleibt er ebenso ausgeblendet 
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wie in den meisten Stellungnahmen der Rechnungshöfe. Dieses Manko dürf
te mit eine Erklärung bieten für die Vorbehalte, die den vorliegenden Be
triebsanalysen im Schulbereich entgegengebracht werden. Lediglich in der 
"Beratenden Äußerung" des Hessischen Rechnungshofes (1991) wird im Zu
sammenhang mit der Darstellung der Entwicklung der Klassengrößen in 
Hessen auch ausführlich die Frage der Kostenwirksamkeit thematisiert. Die 
durch den kontinuierlichen Rückgang der Klassengrößen entstandenen be
trächtlichen-Mehrausgaben seien "letztlich nur durch entsprechende Erfolge 
des Bildungswesens zu rechtfertigen ... n (S. 25). Daran werden von den Prü
fern unter Hinweis auf die einschlägige Bildungsforschung starke Zweifel 
geäußert 

Neben gezielten Veränderungen der Bedarfsparameter ist in der KMK
Erklärung als weitere Maßnahme zur Erweiterung des finanziellen Hand
lungsspielraumes eine effektivere und flexiblere Ressourcennutzung vorgese
hen. Auch dies deckt sich mit entsprechenden Empfehlungen des "Kien
baum-Gutachtens" und der Landesrechnungshöfe, deren Betriebsanalysen 
deutlich gemacht haben, daß im Schulbereich in erheblichem Umfang unge
nutzte Effektivierungspotentiale existieren. Ich möchte in diesem Zusam
menhang vor allem auf die vermeidbaren Kostenbelastungen einer unwirt
schaftlichen Schulorganisation verweisen, die im Zentrum der "Beratenden 
Äußerung" des Hessischen Rechnungshofes stehen. Sie sind das Ergebnis 
des Zusammenwirkens der KonfIiktvermeidungsstrategie der oft nur mit 
knappen Mehrheiten ausgestatteten Landesregierungen und der Kompetenz
und Lastenverteilung zwischen Land und Kommunen. Die Trennung in eine 
Zuständigkeit für "innere" und "äußere" Schulangelegenheiten begünstigt 
einen suboptimalen Mitteleinsatz. Die Schulträger neigen dazu, schulorgani
satorische Entscheidungen, die in ihren Kompetenzbereich fallen, unter Au
ßerachtlassung der Auswirkungen auf die Personalausgaben in den Landes
haushalten zu treffen.-Die fehlende Kosteninzidenz hat zur Folge, daß viel
fach lehrerintensive Schulangebote und -strukturen mit sehr kleinen Schulen 
und Klassengrößen aufrechterhalten werden.2 Im Blick darauf erwägt z.B. 

2 So ist z.B. dem "Kienbaum-Gutachten" zu entnehmen, daß in fast 40 Prozent 
aller nordrhein-westfälischen Kommunen die Hauptschulen unterdimensioniert 
sind (d.h. weniger als 260 Schülerinnen und Schüler aufweisen) und mehr als 
12.000 LehrersteIlen (ca. 1,2 Milliarden DM) allein durch eine unterhalb der 
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die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, die kommunalen SchuIträger 
in die finanzielle Mitverantwortung für venneidbare Personalkosten zu neh
men, die diese durch eine unökonomische Schulorganisation verursachen. 
Umgekehrt verhindern schulgesetzliche Vorgaben der Länder eine flexible 
Anpassung der Schulorganisation an die jeweilige Bedarfsentwicklung, was 
die Budgets der SchuIträger in Fonn höherer Sachausgaben belastet (vgl. 
Weiß/Weishaupt 1992). 

Das letzte Stichwort, das ich aus der KMK-Erklärung aufgreifen möchte, 
betrifft die für notwendig erachtete Überprüfung der Prioritätensetzung an
gesichts knapper werdender Ressourcen. Von den Bildungsbereichen, dies 
dürfte unstrittig sein, wird mit Blick auf die eklatante Unterversorgung mit 
Ressourcen der Hochschulsektor in den nächsten Jahren eine Vorrangstel
lung einnehmen. Das Ausmaß der Diskrepanz in der Personalausstattung 
zwischen schulischem und tertiärem Bildungsbereich hat den Bayerischen 
Obersten Rechnungshof (1991) veranlaßt, von der "Luxus-Schule" und dem 
"Annenhaus Universität" zu sprechen. Forderungen des Schulbereichs nach 
zusätzlichen Ressourcen dürften deshalb in Zukunft schwieriger durchsetz
bar sein. Dem Hinweis auf den Wiederanstieg der Schülerzahlen in den 90er 
Jahren wird mit dem Argument begegnet (etwa von seiten der Rechnungs
höfe), daß auch den Schulen "Untertunnelungsstrategien" (mit denen der 
Hochschulsektor seit über einem Jahrzehnt leben muß) vorübergehend zu
mutbar seien. Vor diesem Hintergrund wird die Frage der Prioritätensetzung 
innerhalb des Schulwesens umso wichtiger. Die mit den ansteigenden Schü
lerzahlen zu erwartenden Engpässe werden in verstärktem Maße Ressour
cenumschichtungen entsprechend der variierenden quantitativen Belastung 
der einzelnen Schulbereiche und -:fonnen notwendig machen (z.B. Stellen
umschichtungen). Um den für Innovationen und qualitative Verbesserungen 
verbleibenden geringen finanzieHen Spielraum nicht noch weiter einzu
engen, soHten an die SteHe "flächendeckender" Reformmaßnahmen, die auf 
eine angebotsorientierte Steuerung der Nachfrage zielen, situative, am tat
sächlichen Bedarf orientierte Maßnahmen treten. Dies läßt sich zu der aHge
meinen Empfehlung erweitern, die in hohem Maße standardisierte Mittelzu
weisung an die Schulen durch eine differenziertere, indikatorengeleitete 

Richtwerte liegende Klassenbildung verbraucht werden (47 Prozent der Klassen 
an Hauptschulen unterschreiten die festgelegte Mindestfrequenz). 
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Ressourcenzuweisung zu ersetzen (z.B. die gezielte Einrichtung kleiner 
Klassen bei Vorliegen bestimmter Indikationen anstelle einer globalen Ab
senkung der Klassenfrequenz)3. Dies würde nicht nur den finanziellen Hand
lungsspielraum erweitern, sondern auch zu einer höheren Kostenwirksam
keit und einem Abbau von Chancenungleichheiten beitragen. 
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